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Liebe Freunde,

ich freue mich, daß die 1. Ausgabe unseres Infodien-
stes „Migration“ auf positive Resonanz gestoßen ist. 

Die vorliegende 2. Ausgabe hat das alles überragende
Thema unserer Gesellschaft zum Schwerpunkt: 
Arbeitslosigkeit und Ausbildungsplatzmangel.
Viele Jugendliche – und in besonderem Maß junge
Migrantinnen und Migranten – haben keine berufli-
che Perspektive.

Wie jüngst bei der Landtagswahl in Sachsen-Anhalt
gelingt es rechten radikalen Gruppen immer wieder,
mit dem Argument „Ausländer nehmen Deutschen
die Arbeitsplätze weg“, Unsicherheiten und Fremden-
feindlichkeit zu schüren.
Wie Sie wissen, hat das Thema „Verbesserung der schulischen Situation der Migran-
tinnen und Migranten“ die LAGA seit ihrer Gründung beschäftigt. Auch für dieses
Jahr ist zu diesem Thema eine Konferenz mit Experten und Praktikern geplant, über
die ich Sie rechtzeitig informieren werde.

Eine Initiative, die langzeitarbeitslosen Jugendlichen eine Perspektive bieten soll, ist
das Programm „Jugend in Arbeit“ des Ministers für Arbeit, Gesundheit und Soziales.
Auf den Beitrag von Minister Dr. Axel Horstmann möchte ich daher besonders hin-
weisen.
Zur Umsetzung und Begleitung dieses Projekts wurde auf Landesebene ein Beirat 
gegründet, dem auch die LAGA angehört. Beim ersten Treffen dieses Gremiums habe
ich die Forderung gestellt, daß in die Arbeit der „Runden Tische“, die in allen 29 
Arbeitsamtsbezirken bestehen bzw. kurzfristig gebildet werden, auch die örtlichen
Ausländerbeiräte als Vertretungsorgane der Migrantinnen und Migranten einbezogen
werden.
Ich werde alle „Runden Tische“ anschreiben und eine solche Beteiligung fordern. Und
ich möchte anregen, daß auch Sie in Ihrer Kommune nach diesem Programm fragen
und eine Beteiligung des Ausländerbeirates anmahnen.

Diese Initiative ist natürlich nur ein Mosaikstein im Bemühen um Beschäftigung.
Gründungsinitiativen, Ausbildungskampagnen (auch bei nichtdeutschen Selbständi-
gen), Maßnahmen zur Erhöhung der Zahl der beschäftigten und auszubildenden Mi-
grantinnen und Migranten im öffentlichen Dienst sind weitere wichtige Bausteine.

Bitte nehmen Sie sich dieses Themas verstärkt an. Über besondere Initiativen örtlicher
Ausländerbeiräte würden wir im folgenden Infodienst gern berichten. Für die Beteili-
gung an Veranstaltungen, Diskussionsrunden usw. steht der LAGA-Vorstand gern zur
Verfügung.

Tayfun Keltek, Vorsitzender der LAGA NRW

Infodienst der  Landesarbeitsgemeinschaft der Ausländerbeiräte NRW
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Vorurteil 1:
„Die meisten Aus-
länderbeiräte beschäf-
tigen sich nur mit den
Problemen und Be-
dürfnissen der
türkischen Migranten
in den Kommunen.
Dabei dominieren
Themen wie islamische
Religionsausübung und
Einrichtung islamischer
Begräbnisstätten."

DDiiee  FFaakktteenn::

Die Annahme, daß sich Ausländerbeiräte nur
mit Problemen und Bedürfnissen der türki-
schen Migranten in ihren Kommunen be-
schäftigen, entspricht nicht der Praxis und der
Arbeit der Beiräte in NRW.

Ausländerbeiräte setzen sich mit vielfältigen
Problemen auseinander und vertreten dabei
die Interessen aller Migrantinnen und Migran-
ten in der Kommune. Wie die Untersuchung
der Forschungsgruppe FOKUS gezeigt hat,
befassen sie sich am weitaus häufigsten mit
zentralen Themen wie Kindergarten- und
Schulsituation von Migrantenkindern, Ar-
beitslosigkeit ausländischer Arbeitskräfte, För-

derung der Einbürgerung und des mutter-
sprachlichen Unterrichts bzw. Einrichtung von
Deutschkursen. Die Betreuung und Unter-
bringung von Flüchtlingen und Asylbewer-
bern vor Ort beschäftigt die Beiräte kontinu-
ierlich (s. Infodienst Nr. 1).

Eine Beiratsarbeit, die sich nur für die Inter-
essen bestimmter Ethnien einsetzt, findet also
nicht statt. Von gesellschaftlicher Benachteili-
gung, Ausgrenzung, Fremdenfeindlichkeit
und Diskriminierung sind alle Migrantinnen
und Migranten gleich stark betroffen. Sie
brauchen den Zusammenhalt aller Migrantin-
nen und Migranten in der Kommune im
Bemühen um eine gleichberechtigte Teilhabe
an dieser Gesellschaft.

Vorurteil 2:
„Ausländerbeiräte sind
nur „Alibigremien“ in
der Kommunalpolitik,
die nichts für die Rech-
te der Migrantinnen
und Migranten errei-
chen und die Ein-
führung des Kommu-
nalwahlrechts für sie
behindern."

DDiiee  FFaakktteenn::

Ausländerbeiräte sind Gremien, die nach de-
mokratischen Grundsätzen gewählt werden
und politisches Partizipationsorgan aller Mi-
grantinnen und Migranten vor Ort sind. Aus-
länderbeiräte bieten den Migrantinnen und
Migranten auf kommunaler Ebene ein Forum,
das ihre Interessen in die parlamentarischen
Gremien weiterleitet und diese so zur Wahr-
nehmung zwingt. Sie leisten durch ihre Arbeit
wesentliche Beiträge zur Gleichstellung der
Migrantinnen und Migranten in wichtigen Le-
bensbereichen wie Wohnen, soziale Versor-
gung, Bildung und Ausbildung. 

Obwohl Ausländerbeiräte eine wirksame
parlamentarische Interessenvertretung über-
nehmen, stellen sie keinen Ersatz für das
Kommunalwahlrecht für die Migrantinnen
und Migranten dar. Sie bieten den Betroffe-
nen aber die Möglichkeit, ihre Interessen,
Wünsche und Probleme an die Mehrheitsge-
sellschaft zu formulieren und Angelegenhei-
ten, die sie unmittelbar betreffen, in ihrem
Sinn zu beeinflussen.

Auch nach Einführung des Kommunalwahl-
rechts für alle Migrantinnen und Migranten
wird ein großer Bedarf bestehen, ihre gesell-
schaftliche Benachteiligung zu überwinden.

Vorurteil 3: 
„Mitglieder von Aus-
länderbeiräten sind un-
fähig, sich für Proble-
me und Anliegen der
Migrantinnen und Mi-
granten vor Ort einzu-
setzen und haben we-
nig praktischen Nutzen
für deren Interessen-
vertretung in den Kom-
munen." 

DDiiee  FFaakktteenn::

Obwohl Ausländerbeiräte eine politische Auf-
gabe als legitimierte Interessenvertretung der
Migranten in ihrer Kommune erfüllen, werden
sie von vielen Migrantinnen und Migranten
als Ansprechpartner bei der Lösung individu-
eller sozialer Probleme angesehen.

Derartige Hilfestellungen können Beirats-
mitglieder aber nur im Rahmen ihrer ehren-
amtlichen Tätigkeit leisten, z.B. durch Bera-
tung in den Sprechstunden des Ausländerbei-
rats oder durch Unterstützung bei Behörden-

gängen, bei Briefkontakten und bei Gesprä-
chen mit Entscheidungsträgern. Sie können
generell nicht bei der Vermittlung von Wohn-
raum oder Arbeitsplätzen behilflich sein. Oft
sind es falsche Erwartungen, die zu Unzufrie-
denheit mit der Beiratsarbeit vor Ort führen. 

Besonders in kleinen Gemeinden erfüllen
ehrenamtlich tätige Beiratsmitglieder aller-
dings – über ihren eigentlichen Wirkungskreis
hinaus – oft eine wichtige Zusatzfunktion, in-
dem sie einzelne Migrantinnen und Migran-
ten bei der Bewältigung ihrer vielfältigen Pro-
bleme beraten und unterstützen. 

PPrroo  AAuusslläännddeerrbbeeiirraatt::  FFaakktteenn  ggeeggeenn  VVoorruurrtteeiillee
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Daten zur Stadt Mülheim/R

Fläche 91,27 km2

Bevölkerung 175.606
Ew/km2 1.225
Ausl.-Anteil 9,5%

Herkunft der größten Gruppen
Türkei 5.937
Rest-Jugoslawien 1.582
Bosnien 1.117
Italien 1.045

Sitzverteilung im Rat
SPD 25
CDU 25
Grüne 9

CChhrroonniikk
1972: Gründung des „Ar-
beitskreises ausländische Mit-
bürger". – Vertreter ausländi-
scher Vereinigungen werden
gezielt als Mitglieder in den
Arbeitskreis berufen.

1980: Konstituierung des
„Beirates für ausländische
Einwohner“; Besetzung: 9
Stadtverordnete, 9 Vertreter
ausländischer Vereinigungen,
3 Vertreter aus den Wohl-
fahrtsverbänden.

1989: Ur-Wahl zum „Beirat
für ausländische Einwohne-
rinnen und Einwohner“. Erst-
malig können ausländische
Mitbürger/innen ihre Vertre-
ter in das Gremium wählen.
15 gewählte Mitglieder sowie
10 Vertreter aus dem Rat und
6 aus den Wohlfahrtsverbän-
den, Stadtsportbund und Ge-
werkschaft.

1990: Ständige Mitarbeit in
der Arbeitsgemeinschaft ge-
wählter Ausländerbeiräte
NRW. 

1992: Offizielle Mitglied-
schaft in der AGA durch Rats-
beschluß. Der Vorsitzende
des Mülheimer Beirates wird
stellvertretender AGA-Vorsit-
zender.

1995: Wahl zum Ausländer-
beirat nach § 27 GO NRW.

1996: Letzte Sitzung der
AGA; Übergang in die LAGA
während der Gründungsver-
anstaltung in Oberhausen.

Der „Beirat für ausländische Einwohnerinnen
und Einwohner“ setzt sich wie folgt zusam-
men:
� 21 gewählte, stimmberechtigte Mitglieder 
(14 Migranten aus der Türkei und 7 Migran-
ten aus anderen Ländern)
� 13 beratende Mitglieder (5 Ratsmitglieder
und 8 Vertreter/innen aus unterschiedlichen
Institutionen)

Mit beratender Funktion nehmen an den
Sitzungen auch der zuständige Dezernent, die
zuständigen Beigeordneten sowie die Leiterin
der RAA teil (gemäß Hauptsatzung der Stadt).

Der Beirat will dazu beitragen, soziale, kul-
turelle und politische Aspekte zu stärken und
in erfolgreiche Forderungen umzusetzen. Nur
realisierbare Forderungen überzeugen Politi-
ker und Verwaltung, die nötige Unterstützung
für die Beiratsarbeit zu leisten. 

Um die Stellung des Gremiums zu stärken
und die Zusammenarbeit auf breiter Basis zu
gewährleisten-, wurden gezielt und frühzeitig
ausländische Vereine und Verbände in die Ar-
beit eingebunden (z.B. Mitwirkung in Arbeits-
kreisen). Mit der Einrichtung eines eigenen
Besprechungsraums wurde ein neuer Treff-
punkt und eine Anlaufstelle im Rathaus ge-
schaffen. Beiratsmitglieder halten hier (gene-
rell/nach Vereinbarung) Sprechstunden ab.
Die Angliederung der Geschäftsstelle inner-
halb der Verwaltung garantiert „kurze Wege“
bis zur Verwaltungsspitze und eine effektive
und gute Zusammenarbeit innerhalb der Ver-
waltung und im politischem Raum. Bisher Er-
reichtes:
� Leistung eines erheblichen Beitrags zur an-
gemesseneren Unterbringung von Flüchtlin-
gen in Festbauten

� Einrichtung zweier verkehrsberuhigter Zo-
nen
� Verbesserung der Einstellungschancen  aus-
ländischer Jugendlicher in die Verwaltung
� Enge Kooperation mit dem Arbeitsamt
� Durchführung eigener Seminare für Beirats-
mitglieder
� Bildung von themenspezifischen Arbeits-
kreisen („Soziales/Sport/Jugend-“, „Kultur/
Schule/Internationales Zentrum“, „Unter-
bringung/Betreuung von Flüchtlingen“)
� Errichtung eines Bestattungsfeldes für die
islamische Bevölkerung
� Wiederbesetzung einer bereits zur Strei-
chung vorgesehenen Stelle innerhalb der Ver-
waltung (Betreuung türkischer Mädchen und
Frauen)
� Erhebliche Erhöhung der Ansätze für Zu-
schußbeträge an ausländische Vereine und
Verbände trotz finanzieller Sorgen der Stadt
� Verdoppelung des Sachaufwands für die
Beiratsmitglieder

Politische Mitwirkung der Migranten ist
Nahrung und Grundlage der Integration. Der
Beirat machte an seiner eigenen Lage deut-
lich, daß trotz Bemühungen in vielen Berei-
chen weiterhin unermüdlich für Akzeptanz
und Toleranz geworben werden muß. Ein
eigenes Logo soll die Arbeit des Beirats
zukünftig begleiten.

Kontaktadresse:
Beirat für ausländische
Einwohnerinnen und Einwohner
Vorsitzender: Enver Sen
Saarnerstr. 248
45479 Mülheim an der Ruhr
Tel. 0208 /42 87 88

DDeerr  AAuusslläännddeerrbbeeiirraatt  ddeerr
SSttaaddtt  MMüüllhheeiimm  aann  ddeerr  RRuuhhrrWWiirr  üübbeerr  uunnss
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Kaum ein anderes Wahlergebnis der letzten Jahre hat
die Dringlichkeit, die Massenarbeitslosigkeit zu
bekämpfen, deutlicher gemacht, als das in Sachsen-
Anhalt. Wenn es einer Partei aus dem Stand gelingt,
mit ausländerfeindlichen Parolen zur viertstärksten po-
litischen Kraft in einem Land zu werden, in dem es fast
keine Ausländer gibt, und wenn fast ein Viertel der
Wähler unter 30 Jahren dieser Partei ihre Stimme gibt,
dann hat die Stunde fünf vor zwölf geschlagen. 

Die Lehre vom 26. April 1998 lautet: Wer berufliche
Perspektivlosigkeit zuläßt, der erntet politische oder
andere Formen des Extremismus. Dies gilt nicht nur für
die Bundesrepublik, dies gilt für jede Nation, wenn wir
uns die jüngsten Wahlerfolge der extremen Rechten
etwa in Dänemark, Frankreich oder Österreich an-
schauen. Denn jede Gruppe, die sich anhaltend von
der gesellschaftlichen Entwicklung abgekoppelt sieht,
reagiert darauf in einer extremen Weise.

Die nordrhein-westfälische Landesregierung hat daher
die Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit zu einem
Schwerpunkt ihrer Arbeit gemacht. Mit der kürzlich ins
Leben gerufenen Initiative „Jugend in Arbeit“ gibt es
eine neue arbeitsmarktpolitische Anstrengung, die die
bisherigen Aktivitäten etwa rund um den Ausbildungs-
konsens ergänzt. „Jugend in Arbeit“ widmet sich den
langzeitarbeitslosen Jugendlichen und damit nicht zu-
letzt einer für die LAGA bedeutsamen Zielgruppe.

GGeemmeeiinnssaammee  VVeerraannttwwoorrttuunngg  ––  
GGeemmeeiinnssaammeess  HHaannddeellnn
Rund 100.000 junge Menschen unter 25 Jahren sind in
Nordrhein-Westfalen arbeitslos gemeldet. 10.000 von
ihnen haben schon seit mehr als einem Jahr keine Ar-
beit. Nahezu ein Drittel, also ca. 3.000 von ihnen sind
junge Zuwanderer. Das heißt, es geht um junge Men-
schen, die bereits zu Beginn ihres Berufslebens nahezu
chancenlos in ihre persönliche Zukunft blicken. Nicht
zuletzt das Wahlergebnis von Sachsen-Anhalt macht
deutlich, daß entschlossenes Handeln notwendig ist. 
Das haben neben den Vertretern der kommunalen
Spitzenverbände auch die Kammern der Industrie, des
Handels und des Handwerks, die Arbeitgeber, der
DGB, die Arbeitsverwaltung und die Wohlfahrtsver-
bände so gesehen. Sie alle haben sich auf meine Initia-
tive hin am 25. März 1998 dazu verpflichtet, gemein-
same Wege zu gehen, um diesen Jugendlichen eine

konkrete Beschäftigungsperspektive zu geben. Dazu
ist die Landesinitiative „Jugend in Arbeit“ aus der Tau-
fe gehoben worden.

AAlltteerr  WWeeiinn  iinn  nneeuueenn  SScchhllääuucchheenn??
Wahljahre sind leider reich an symbolischen, auf kurz-
fristiges Medieninteresse zielenden Initiativen. Häufig
wird entschlossenes Handeln nur vorgetäuscht und al-
ter Wein in neuen Schläuchen ausgeschenkt. „Jugend
in Arbeit“ stellt größere Ansprüche; diese Landesinitia-
tive verfolgt ein in mehrfacher Hinsicht umfassendes
Konzept: alle Mitglieder einer schwierigen Zielgruppe
werden angesprochen, alle bereits bestehenden Ange-
bote der Jugendhilfe und Arbeitsförderung werden ge-
bündelt und alle Möglichkeiten genutzt, die Jugendli-
chen zum Mitmachen zu gewinnen.

„„JJuuggeenndd  iinn  AArrbbeeiitt““  kkoonnkkrreett
Wie gehen wir konkret vor? Alle bei den Arbeitsäm-
tern als langzeitarbeitslos registrierten jungen Men-
schen werden von mir persönlich angeschrieben.

NNRRWW--IInniittiiaattiivvee  „„JJuuggeenndd  iinn  AArrbbeeiitt““
vvoonn  DDrr..  AAxxeell  HHoorrssttmmaannnn,,  MMiinniisstteerr  ffüürr  AArrbbeeiitt,,  GGeessuunnddhheeiitt  uunndd  SSoozziiaalleess  ddeess  LLaannddeess  NNoorrddrrhheeiinn--WWeessttffaalleenn
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Ich informiere sie über die Initiative und kündige an,
daß sie von einem Berater aufgesucht werden. Das
Angebot: Jeder Jugendliche, der mitmacht, erhält eine
auf zunächst ein Jahr befristete Anstellung in einem
Betrieb. Mitmachen bedeutet: Die Jugendlichen erar-
beiten gemeinsam mit dem Berater einen beruflichen
Entwicklungsplan. 

Darin wird festgelegt, was ggf. an Trainings- und Qua-
lifizierungsmaßnahmen sowie an Praktika absolviert
werden muß, bevor die Arbeit im Betrieb aufgenom-
men werden kann. 

Die Berater, die vor Ort und auf die jeweilige Zielgrup-
pe bezogen ausgewählt werden, stehen den Jugendli-
chen während der gesamten Laufzeit des Programms
bei Fragen und Problemen zur Seite.

Das Ziel von „Jugend in Arbeit“ ist, die jungen Men-
schen möglichst schnell für eine Arbeit im Betrieb fit zu
machen. Dort wird an vier Tagen gearbeitet, der fünf-
te Tag gehört der Qualifizierung. Die Bezahlung ent-
spricht dem jeweils gültigen Tarif.

WWaass  iisstt  nneeuu  aann  „„JJuuggeenndd  iinn  AArrbbeeiitt““??
Mehrere Gestaltungselemente sind innovativ: Die Ju-
gendlichen schließen mit den Beratern einen Vertrag.
Sie versprechen mitzumachen und erhalten dafür ein
konkretes Beschäftigungsangebot. D.h., „Jugend in
Arbeit“ verfolgt die Leitlinie „Fördern und Fordern“.

Die Verträge sind individuell zuge-
schnitten. Zu unterschiedlich ist die Ziel-
gruppe, als daß ihnen ein Angebot
„von der Stange“ helfen könnte. Junge
langzeitarbeitslose Migranten etwa
brauchen andere Trainingsmaßnahmen
als junge Deutsche, Mädchen andere
als Jungen. Zu den Hilfeangeboten
gehört darüber hinaus eine angepaßte
sozialpädagogische Begleitung.

Die Jugendlichen haben in der Person
des Beraters einen verläßlichen An-
sprechpartner, der nicht für eine be-
stimmte „Maßnahme“ zuständig ist,
sondern Mitverantwortung für den
Weg eines jungen Menschen in den Be-
ruf übernimmt. Er kennt die Stärken
und Schwächen „seines“ Jugendlichen
und kann so helfen, ihm und dem Be-
trieb ein möglichst paßgenaues Be-
schäftigungsangebot zu vermitteln.

Und schließlich: „Jugend in Arbeit“ baut auf Struktu-
ren und Ressourcen auf, die in der Region bereits exi-
stieren. Bis heute fehlt es häufig an ihrer konsequenten
Bündelung und Vernetzung, an der Zusammen-
führung aller Handlungsmöglichkeiten im einzelnen
konkreten Fall. „Jugend in Arbeit“ will das durchgrei-
fend verbessern, will diejenigen zusammenführen, die
sich um die gleiche Zielgruppe kümmern. Die Initiative
will deutlich machen, daß auch in Zeiten knapper Kas-
sen arbeitsmarktpolitisch viel erreicht werden kann.

Daher obliegt die regionale Steuerung des Programms
den 29 Regionalsekretariaten in NRW. Sie sind derzeit
dabei, alle Akteure an einen Tisch zu holen und die
Umsetzung von „Jugend in Arbeit“ vorzubereiten. Sie
verfügen über weitergehende Informationen und sind
Ansprechpartner. Ich möchte an dieser Stelle die Gele-
genheit nutzen und die Ausländerbeiräte in NRW dazu
aufrufen, sich einzuklinken und mitzumachen. Sie kön-
nen durch ihre Unterstützung mithelfen, jugendliche
Migranten und ausländische Betriebe zum Mitmachen
zu bewegen. Für nähere Informationen stehen neben
den Regionalsekretariaten auch die Regionalen Ar-
beitsstellen zur Förderung von Kindern und Jugendli-
chen aus Zuwandererfamilien (RAA) zur Verfügung.

„Jugend in Arbeit“ wird die Arbeitslosigkeit ganz si-
cher nicht halbieren können. Aber es ist ein Programm,
das in die richtige Richtung weist und einen Beitrag
dazu leisten kann, eines der drängendsten gesell-
schaftlichen Probleme zu lösen.
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NRW hat fast 18 Mio. Einwohner/innen;
davon haben knapp 2 Mio. keinen deut-
schen Paß. In den 23 kreisfreien Städten
beträgt der Migrantenanteil durch-
schnittlich 14,3%; in den 31 Kreisen
durchschnittlich 8,8%.

Bedingt durch den Strukturwandel be-
sonders im Ruhrgebiet ist die Gesamt-
zahl der Erwerbstätigen auf etwa 7,2
Mio. und der sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigten auf etwa 5,8 Mio
zurückgegangen. 

Von den über 900.000 ausländischen Er-
werbspersonen sind etwa 500.000 sozi-
alversicherungspflichtig beschäftigt, bei
den übrigen handelt es sich um Selbst-
ändige und mithelfende Familienan-
gehörige oder um Arbeitskräfte mit ge-
ringem Einkommen, die von Bei-
trägen zur Kranken-, Renten-
und Arbeitslosenversicherung
befreit sind, aber bei einem Ver-
lust ihres Arbeitsplatzes auch
keinen Anspruch auf Arbeits-
losengeld bzw. Arbeitslosenhilfe
haben.

AArrbbeeiittssmmaarrkktt
iimm  WWaannddeell

Der Arbeitsmarkt in NRW hat
sich seit der systematischen An-
werbung ausländischer Arbeits-
kräfte bis zum Jahr 1973 dra-
stisch verändert: durch betrieb-
liche Rationalisierungsmaßnah-
men in der Industrie (z.B. Berg-
bau und Stahl) und zunehmend
auch in anderen Wirtschaftsbe-
reichen hat die Nachfrage nach
Arbeitskräften mit geringen be-
ruflichen Qualifikationsanfor-
derungen stark abgenommen
und wird auch in Zukunft weiter
abnehmen.

Die Zahl jener Arbeitsplätze
schrumpft, die ursprünglich in
starkem Maß von zugewander-
ten Arbeitskräften genutzt wur-
den, um das Geld zum Leben-
sunterhalt zu verdienen. Durch
die strukturellen Veränderungen
auf dem Arbeitsmarkt hat die
Zahl der Arbeitslosen in den letz-
ten Jahren stetig zugenommen.

Bei einer Einschätzung der Arbeitslosig-
keit muß beachtet werden, daß nur ein
Teil der deutschen und nicht-deutschen
Arbeitssuchenden bei ihrem Arbeitsamt
als Arbeitslose gemeldet sind. Die Zahl
derjenigen, die ohne (bezahlte) Arbeit
sind, ist deutlich höher, als die Arbeitslo-
senstatistik zeigt. 

MMeehhrr  CChhaanncceenn  dduurrcchh  bbeerruufflliicchhee
QQuuaalliiffiizziieerruunngg    

Besonders schwierig ist die Situation für
Arbeitslose, die schon länger als 12 Mo-
nate nach einem geeigneten Arbeits-
platz suchen: zu dieser Gruppe gehören
1997 über 290.000 deutsche und
56.000 ausländische potentielle Arbeit-
nehmer/innen. 

Etwa 80% der insgesamt über 158.000
arbeitslosen Ausländer/innen verfügen
nicht über eine in Deutschland aner-
kannte Berufsausbildung. 

Hier besteht spezieller Handlungsbedarf,
weil bislang nur wenige ausländische Ar-
beitnehmer/innen Angebote der Fortbil-
dung und Umschulung sowie der be-
trieblichen Einarbeitung nutzen. 

Alle Ausländerbeiräte in NRW sollten
Migrantinnen und Migranten über die
Notwendigkeit und die bestehenden
Möglichkeiten zur beruflichen Qualifi-
zierung informieren, damit sie ihre
Chancen auf dem enger werdenden Ar-
beitsmarkt verbessern können.

AArrbbeeiittsslloossiiggkkeeiitt  iinn  NNoorrddrrhheeiinn--WWeessttffaalleenn

Quelle: Statistisches Jahrbuch Nordrhein-Westfalen 1997; Dez.1997

Pro Arbeitsamtsbezirk schwankt die Arbeitslosenquote erheblich: sie war 1997 am höchsten in
Duisburg mit 17,4% und am niedrigsten in Bonn mit 8,3%.  
Und in allen Arbeitsamtsbezirken ist die Arbeitslosenquote bei Ausländern besonders hoch,
weil ihre bisherigen Arbeitsplätze wegrationalisiert wurden. 

AArrbbeeiittsslloosseennqquuootteenn  iinn  NNRRWW  11999933  --  11999977  ((JJuullii))  iinn  PPrroozzeenntt
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Ausführlich wurde auf der 1. Sitzung des
Hauptausschusses der LAGA NRW das Thema
diskutiert:

„Mitgliedschaft von Migrantinnen und Mi-
granten in deutschen demokratischen Par-
teien”.

Die Mitglieder des Hauptausschusses haben
alle Beiräte dazu aufgerufen, dieses wichtige
Thema auch „vor Ort” auf die Tagesordnung
zu setzen.  

Unterstützt durch die Einbürgerungskam-
pagne der LAGA NRW und ihrer Mitglieder
haben in der letzten Zeit viele Migrantinnen
und Migranten die deutsche Staatangehörig-
keit angenommen bzw. beantragt. Während
hier lebende Zuwanderer aus EU-Ländern das
Recht zur Teilnahme an Kommunalwahlen er-
hielten, genießen eingebürgerte „Ausländer-
/innen” als deutsche Staatsbürger/ innen das
Recht zur Wahl ihrer politischen Interessen-
vertreter auf allen Ebenen (in der Kommune,
im Landtag und im Bundestag). Aber es gibt
viele offene Fragen, z.B.:
� Inwieweit gehen die deutschen demokrati-

schen Parteien auf Bundes-, Landes- und
Kommunalebene auf die Bedürfnisse dieser
Personengruppe ein?

� Inwiefern bemühen sie sich ernsthaft, Mi-
grantinnen und Migranten als Mitglieder zu
gewinnen?

� Was unternehmen die Parteien, um auf al-
len Ebenen Migrantinnen und Migranten
als Mandatsträger aufzustellen?

� Wie sehen und bewerten die Parteien die
Zukunft der Ausländerbeiräte?

Der Hauptausschuß empfiehlt allen Auslän-
derbeiräten in NRW, das Gespräch mit den
Parteien zu suchen. Dies könnte z.B. durch öf-
fentliche Veranstaltungen, durch Einladungen
zu Beiratssitzungen usw. geschehen.  

Weitere Schwerpunktthemen waren:
� Vorstellung des Landeszentrums für Zu-

wanderung
� Ergebnisse der Befragung der Ausländer-

beiräte (s. Infodienst, Nr. 1) 
� Aufnahme der Ausländerbeiräte Eitorf,

Gladbeck, Hückelhoven und Leverkusen
(der LAGA gehören jetzt 102 Ausländer-
beiräte an)

� Anträge und Beschlüsse
(1) Auf Antrag des Ausländerbeirates Dort-
mund wurde beschlossen, den Ausländer-
beirat Solingen um eine Initiative zur Be-
nennung einer Straße als „Genc-Straße“ zu
bitten.

(2) Einstimmig wurde auf Vorschlag des
Vorstandes der Beschluß der Mitgliederver-
sammlung zur „Einführung eines ordentli-
chen Unterrichtsfachs islamische Religions-
kunde“ beanstandet und zur erneuten Be-
ratung an die nächste Mitgliederversamm-
lung verwiesen. 

Das vollständige Protokoll liegt allen Dele-
gierten und den Geschäftsstellen der Mit-
gliedsbeiräte vor.

AAuuss  ddeenn  GGrreemmiieenn  ddeerr  LLAAGGAA
EEiinnllaadduunngg  aann  aallllee::

„„LLeesseerrbbrriieeffee””

Das Redaktionsteam
des Infodienstes „Mi-
gration“ ist auf die
Meinung der Leserin-
nen und Leser ange-
wiesen. Wir brauchen
Ihre Anregungen, ihre
Kritik, wenn möglich
Ihr Lob!
Resonanz aus der Le-
serschaft ist immer ein
Ansporn für die weitere
Arbeit und für Verbes-
serungen.
Deshalb möchten wir
gerne in diesem Info-
dienst Ihren Leserbrief
veröffentlichen.
Schon jetzt herzlichen
Dank !

NNeeuujjaahhrrsseemmppffaanngg  ddeess  BBuunnddeesspprräässiiddeenntteenn

Der Vorsitzende der LAGA NRW nahm auf Einladung des Bundespräsidenten am 
14.Januar 1998 am Neujahrsempfang für Bürgerinnen und Bürger im Berliner
Schloß Bellevue teil.

Tayfun Keltek: 
„Diese Einladung ist eine Würdigung der Arbeit der LAGA und aller Ausländerbeiräte in
Nordrhein - Westfalen. Ich habe die besten Wünsche der Migrantinnen und Migranten
für ein friedliches Zusammenleben überbracht und den Bundespräsidenten gebeten, sei-
nen ganzen Einfluß dahingehend geltend zu machen, daß der Bundestagswahlkampf
nicht auf dem Rücken der Migrantinnen und Migranten ausgetragen wird.“ 

HHaauuppttaauusssscchhuußßssiittzzuunngg  aamm  77..  MMäärrzz  11999988
iinn  MMöönncchheennggllaaddbbaacchh
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AAmm  1100..  22..  11999988::  
NNeeuunntteess  RRuunnddffuunnkkäännddeerruunnggss--
ggeesseettzz  bbeesscchhlloosssseenn..

Zur Vertretung von Migrantinnen und Mi-
granten im Rundfunkrat des WDR und in der
Rundfunkkommission der Landesanstalt für
Rundfunk (Privatradio) wurde festgelegt, daß
ein Mitglied in diesen Gremien zukünftig von
der LAGA NRW im Einvernehmen mit der Ar-
beitsgemeinschaft der Spitzenverbände der
Freien Wohlfahrtspflege bestimmt wird.
Zwar wird diese Neuregelung erst nach Ab-
lauf der Amtszeit des derzeitigen Rundfunkra-
tes bzw. der Rundfunkkommission im Mai
1999 wirksam, doch ist dies eine Würdigung
der Arbeit der Ausländerbeiräte und auch eine
echte Mitwirkungs- und Einflußmöglichkeit
hinsichtlich der Interessen der Migrantinnen
und Migranten bei der Programmgestaltung,
z.B. beim Thema „Fremdsprachenpro-
gramme“. 

NNeeuueess  TTeessttvveerrffaahhrreenn  zzuurr  EEiinn--
sstteelllluunngg  bbeeii  ddeerr  PPoolliizzeeii

Das Innenministerium teilt mit, daß zukünftig
für die Bewerberauswahl bei der Polizei in
NRW ein sogenannter „Culture-Fair-Test“ an-
gewandt wird, der die Bewerberauswahl für
Migrantinnen und Migranten gerechter ge-
stalten soll. Mit diesem Verfahren soll die per-
sönliche Qualifikation geprüft werden, ohne
Sprachelemente zu verwenden. Noch vor Be-
ginn der Ausbildung müssen die als geeignet
ausgewählten Bewerberinnen und Bewerber
die für die Abschlußprüfung notwendigen
Sprachkenntnisse vervollkommnen. - Die
LAGA ist der Meinung, daß ein derartiges
Testverfahren auch für Kommunen zu emp-
fehlen ist, um die Zahl der auszubildenden
Migrantinnen und Migranten in der Verwal-
tung zu erhöhen und damit deren kulturelle
und sprachliche Kompetenz für einen ange-
messenen Umgang mit „Nicht-Deutschen”
zu nutzen.  

DDaatteenn  uunndd  FFaakktteenn  zzuurr  
AAuusslläännddeerrssiittuuaattiioonn

Die Beauftragte der Bundesregierung für Aus-
länderfragen hat im März 1998 die neueste
Ausgabe der jährlich erscheinenden Veröf-
fentlichung mit aktuellen Daten zur Situation
der Migrantinnen und Migranten herausge-
geben. Diese Broschüre kann schriftlich be-
stellt werden bei:
Beauftragte der Bundesregierung für
Ausländerfragen
Postfach 140280
53107 Bonn
Fax: 02 28 /5 27 27 60

„„AAuuss  vviieelleenn  QQuueelllleenn  sscchhööppffeenn””

Die Fachtagung der LAGA vom 8.12.1997 mit
dem Titel „Mehrsprachigkeit, kulturelle und
religiöse Identität - eine Bereicherung für die-
se Gesellschaft“ hat so großen Anklang ge-
funden, daß auf Wunsch vieler Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer die Beiträge der Redne-
rinnen und Redner aus dem Plenum, aus den
Arbeitsgruppen und der abschließenden Tal-
krunde in einer Dokumentation zusammen-
gefaßt wurden. Allen Ausländerbeiräten wird
ein Exemplar zugesandt. Darüber hinaus sind
Bestellungen gegen eine Schutzgebühr von
DM 5.- bei der Geschäftsstelle möglich. 

88..  BBoocchhoolltteerr  FFoorruumm
ffüürr  MMiiggrraattiioonnssffrraaggeenn

Diese Gemeinschaftsveranstaltung der Lan-
deszentrale für politische Bildung, der Spani-
schen Weiterbildungsakademie und der LAGA
findet vom 5. - 7. 6. 1998 im Europainstitut
Bocholt statt. Fachleute aus Politik, Verwal-
tung, Wissenschaft und Praxis werden mit Zu-
gewanderten politische, soziale und rechtliche
Grundsätze für ein gleichberechtigtes Zusam-
menleben erörtern.

AAuuss  ddeemm  LLaannddttaagg

AAuuss  ddeenn  MMiinniisstteerriieenn

VVeerraannssttaallttuunnggsshhiinnwweeiiss

VVeerrööffffeennttlliicchhuunnggeenn
Termine

Hauptausschußsitzungen
13.6.1998, 14.00 Uhr
in Dorsten
24.10.1998, 14.00 Uhr
in Hagen

Mitgliederversammlung
12.12.1998, 11.00 Uhr

Tagesseminar 
für Geschäftsführer/innen
der Ausländerbeiräte
18.5.1998
LAGA -Geschäftsstelle
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beteiligt:
Türkan Yalcinkaya,
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Ulrich Bechmann,
Tayfun Keltek, 
Franz Paszek, 
Ali Hakan Saribas,
Enver Sen. 


